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Vorwort

Das vorliegende Buch dokumentiert die (zweite) Ratifikation des Übereinkom-
mens über ein Einheitliches Patentgericht („EPGÜ“) im Jahr 2020 und das sich
daran anschließende Verfassungsbeschwerdeverfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht, in dem das Gericht am 23.06.2021 mit einer Zurückweisung der
gegen die Ratifikation erhobenen Eilanträge – den vorliegend dokumentierten
und den eines Dritten – den Abschluss des Ratifikationsverfahrens durch die BR
Deutschland erlaubte.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in diesem Verfahren einmal mehr kei-
neswegs als unabhängiges Gericht präsentiert, sondern eher als politischer Ak-
teur, was schon angesichts des parteipolitisch motivierten Prozesses zur Aus-
wahl der dortigen Richterinnen und Richter nicht weiter verwundert. Bereits im
Jahr 2018 hatte der Autor dieses Buches im Hinblick auf die seinerzeit von ihm
gegen die erste Ratifikation des EPGÜ erhobene Verfassungsbeschwerde die
Unabhängigkeit des Gerichts bezweifelt (vgl. den Artikel „Die europäische Pa-
tentreform – Fragen und Antworten zum deutschen Verfassungsbeschwerde-
verfahren“, abrufbar unter www.stjerna.de/fa-vb/):

„Diese parteipolitisch motivierte Auswahl- und Ernennungspraxis ist schon
angesichts der damit verbundenen politischen Ausrichtung des BVerfG bemer-
kenswert und lässt daran zweifeln, dass die Richter des BVerfG „unabhängig
und nur dem Gesetze unterworfen sind“, wie Art. 97 Abs. 1 GG dies für Rich-
ter vorgibt.

Diese enge Verzahnung der Richter des höchsten deutschen Gerichts mit der
Parteipolitik ist umso relevanter in einem Verfahren wie dem zum EPGÜ, des-
sen Ratifikation alle Fraktionen des (damaligen) Bundestages (…) zugestimmt
haben. Wie unabhängig wird die Prüfung der nach politischem Proporz be-
stimmten Richter in diesem, politisch über Parteigrenzen hinweg hochgradig
gewollten Gesetzgebungsvorhaben ausfallen, das in positiver Kenntnis aller ver-
fassungsrechtlichen Probleme verabschiedet wurde? Skepsis scheint berechtigt.
Es käme vor dem vorstehend beschriebenen Hintergrund nicht überraschend,
wenn das BVerfG seinen Beitrag zur politischen Agenda leisten und die Ratifi-
kation des EPGÜ (…)  durchwinken würde. Das Gericht agierte schon in der
jüngeren Vergangenheit in politisch bedeutenden Verfahren überaus regie-
rungsfreundlich und verschaffte verfassungsrechtlich mitunter zweifelhaften



politischen Aktivitäten mit rechtlich nicht immer überzeugender Begründung
den Anstrich juristischer Legitimität. Auch im Fall des EPGÜ wissen die Mit-
glieder des zur Entscheidung berufenen Zweiten Senats zweifelsohne, was die
politischen Gruppen, denen sie ihr Amt verdanken, von ihnen erwarten.“

Diese 2018 geäußerte Befürchtung hat sich letztlich bewahrheitet. Das Bundes-
verfassungsgericht hat sich seiner Kontrollfunktion einmal mehr enthalten und
einem nicht nur verfassungsrechtlich überaus zweifelhaften politischen Projekt
zur Realisierung verholfen.

Das Buch dient der Dokumentation dieses zweiten Verfassungsbeschwerdever-
fahrens des Autors gegen die Ratifikation des EPGÜ in Deutschland. Es macht
mit der Verfassungsbeschwerdeschrift und dem diese begleitenden Eilantrag
wesentliche Verfahrensdokumente erstmals der Öffentlichkeit zugänglich. Es
handelt sich um die inhaltlich unveränderten Original-Schriftsätze, die der Au-
tor am 18.12.2020 beim Bundesverfassungsgericht eingereicht hat. Die Doku-
mente und die darin gemachten Angaben befinden sich dementsprechend auf
dem Stand des 18.12.2020, insbesondere die Aktualität der darin zitierten Litera-
tur und Internetlinks kann daher nicht garantiert werden. Die Formatierung
wurde an die Vorgaben des Verlages angepasst und vereinheitlicht, im Original
erkannte formale Unrichtigkeiten wie „Buchstabendreher“ u. ä. wurden korri-
giert. Auf eine Veröffentlichung der sehr umfangreichen Anlagen wurde schon
aus Platzgründen verzichtet. Es handelt sich bei diesen allerdings zum Großteil
um öffentlich zugängliche Dokumente, die anhand der enthaltenen Anlagenliste
unschwer im Internet zu ermitteln sein dürften.

Düsseldorf, im November 2021     Dr. Ingve Björn Stjerna
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